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KI-Einsatz im Beschäftigungskontext

3Quelle: © Research Institute nach der Vorlage der Risikopyramide des European Parliamentary Research Service (EPRS)

• Künstliche Intelligenz (KI) hält zunehmend Einzug in das 
Personalmanagement

• Besonderer Fokus: algorithmische Entscheidungsfindung  

• Beispiele: 

o Automatisierte Bewerbungsprozesse (Screening und 
Bewertung von Bewerbungen)

o Entscheidung über Arbeitsbedingungen, 
Beförderungen oder Kündigungen 

o Überwachung der Arbeitsleistung und KI-gestützte 
Leistungsbeurteilungen (zB Überwachung von 
Tastaturanschlägen, Scanvorgängen etc.)

o algorithmische Dienstplanerstellung und Zuweisung 
von Aufgaben aufgrund des Verhaltens oder der 
Eigenschaften von Beschäftigten 

o Entgeltmanagement: Berechnung und Optimierung 
von Lohn- und Gehaltsstrukturen 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2021/698792/EPRS_BRI(2021)698792_EN.pdf


Chancen vs Herausforderungen
• Chancen: 

o Effizienzsteigerung

o Objektivität in Entscheidungsprozessen 

o Reduktion administrativer Aufgaben   

o Transparenzsteigerung

• Herausforderungen / offene Fragen:
o Welche Pflichten treffen den Arbeitgeber?

o Muss stets eine menschliche Intervention möglich sein? 

o Implikationen für Persönlichkeitsrechte, Grund- und Menschenrechte sowie den arbeitsrechtlichen Schutz von 
Beschäftigten 

o Einhaltung weiterer Datenschutzvorschriften (rechtmäßige Verarbeitung gemäß Art 6 / 9 DSGVO? Zwingende 
Durchführung einer DSFA? Sanktionen?)

o Wie transparent müssen solche Systeme sein?

o Wie berührt dies die Rechte des Betriebsrats, bspw Mitwirkungsrechte? 

o Welche Rechte haben Beschäftige (Informationsrechte über KI-Einsatz, Recht auf Erläuterung automatisierter 
Entscheidungen etc.)?
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FOKUS: AI Act und DSGVO

Ziel: Tiefere Auseinandersetzung mit den Bestimmungen und 
Veranschaulichung von Synergien 
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AI Act: Vorgelagerte Informationspflichten

• Art 26 Abs 7 AI Act: Vor Inbetriebnahme oder Verwendung eines Hochrisiko-KI-

Systems am Arbeitsplatz müssen Betreiber (Arbeitgeber)…

o …betroffene Beschäftigte darüber informieren, dass sie dem Einsatz von Hochrisiko-KI 

unterliegen werden

o …Arbeitnehmervertretung über den KI-Einsatz informieren 

→Informationen im Einklang mit unionsrechtlichen und nationalen arbeitsrechtlichen 

Vorschriften 

→ bspw nationale Mitwirkungspflichten des Betriebsrats berücksichtigen (Vgl etwa         

§§96ff ArbVG)

• Art 26 Abs 11 AI Act: Information, dass Arbeitgeber Hochrisiko-KI in 

Entscheidungsfindungsprozessen einsetzt und Beschäftigte diesen Entscheidungen 

unterliegen werden (zB Schichtzuteilungen durch neues KI-gestütztes Planungstool) 
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AI Act: Transparenzgebote

• ErwGr 27 →Verweis auf Ethik-Leitlinien für vertrauenswürdige KI 2019 und 
Transparenzbegriff 

• Entwicklung transparenter KI (Art 13)

• GPAI-Modelle und Information an nachgelagerte Akteure (Art 53 Abs 1 lit b)

• Weitere Informationspflichten von Anbietern von Hochrisiko-KI an Betreiber 
(zB automatische Protokollierung, technische Dokumentation etc.)

• Artikel 50 →Transparenzpflichten für bestimmte KI-Systeme:

o Information über Interaktion mit KI-System (zB ChatBot im 
Onboardingprozess) 

o Kennzeichnung synthetisch generierter Inhalte in maschinenlesbarem 
Format (durch Anbieter)

o Kennzeichnung von „Deepfakes“ durch Betreiber
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DSGVO: Information und Transparenz

• DSGVO beruht auf dem Prinzip der rechtmäßigen und transparenten Verarbeitung 
personenbezogener Daten (Art 5 Abs 1 lit a DSGVO) 

• Übermittlung transparenter Informationen an betroffene Personen in präziser, 
verständlicher und leicht zugänglicher Form in klarer und einfacher Sprache (Art 12 Abs 1 
DSGVO)

• Pflicht gemäß Artikel 13 und 14 DSGVO, Betroffenen bei Datenerhebung gewisse 
Informationen mitzuteilen (zB Angaben zum Verantwortlichen, zu den Zwecken der 
Verarbeitung, zu Kategorien von Empfängern, zum Bestehen einer automatisierten 
Entscheidungsfindung einschließlich Profiling)

• Die Informationspflichten des AI Act bestehen zusätzlich zu jenen der DSGVO, da der AI Act 
die Bestimmungen der DSGVO unberührt lässt! 
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Zwischenfazit: Transparenz gegenüber Belegschaft/Betroffenen und vorgelagerte 
Informationen sind Grundprinzipien beim KI-Einsatz im Beschäftigtenkontext! 



Das Recht auf Erklärung im AI Act

• „Betroffenenrechte“ im AI Act (Art 85-87)

• Art 86 AI Act sieht ein „Recht auf Erläuterung 
der Entscheidungsfindung im Einzelfall“ vor

• Funktion:
o Rechtmäßigkeit von Entscheidungen 

überprüfbar zu machen 

o Transparenz

o Grundlage für Ausübung weiterer Rechte 

• Große Bedeutung des Auskunftsanspruchs 
im KI-Zeitalter! 

• Recht auf Erklärung zentrale Säule für: 
Stärkung eines grund- und 
menschenrechtsbasierten Ansatzes 

• Allerdings keine konkreten 
Handlungsanweisungen 9



Voraussetzungen
• Ausgabe eines Hochrisiko-KI-Systems gemäß Art 6 Abs 2 iVm Anhang III AI Act 

(mit Ausnahme der kritischen Infrastruktur)
o  Beschäftigung, Personalmanagement und Zugang zur Selbständigkeit

• Das System muss ein signifikantes Risiko für die Gesundheit, Sicherheit oder die 
Grundrechte natürlicher Personen darstellen 

• Dies ist gemäß Art 6 Abs 3 AI Act nicht der Fall, sofern eine der folgenden 
Bedingungen erfüllt ist:
odas KI-System ist dazu bestimmt, eine eng gefasste Verfahrensaufgabe durchzuführen;

odas KI-System ist dazu bestimmt, das Ergebnis einer zuvor abgeschlossenen menschlichen Tätigkeit 
zu verbessern;

odas KI-System ist dazu bestimmt, Entscheidungsmuster oder Abweichungen von früheren 
Entscheidungsmustern zu erkennen, und ist nicht dazu gedacht, die zuvor abgeschlossene 
menschliche Bewertung ohne eine angemessene menschliche Überprüfung zu ersetzen oder zu 
beeinflussen; oder

odas KI-System ist dazu bestimmt, eine vorbereitende Aufgabe für eine Bewertung durchzuführen, 
die für die Zwecke der in Anhang III aufgeführten Anwendungsfälle relevant ist.
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Voraussetzungen

• Der Betreiber muss die Entscheidung auf Grundlage der Ausgabe des Systems 
treffen.
o Das System muss die Entscheidung nicht selbst treffen

o Ausgaben des Systems müssen für die Entscheidung relevant sein, ansonsten auch 
(vollständige) menschliche Entscheidungen umfasst

• Entscheidung muss „rechtliche Auswirkungen“ auf betroffene Person haben

• …oder diese in „ähnlicher Weise erheblich beeinträchtigen“, nämlich ihrer Ansicht 
nach in ihrer Gesundheit, Sicherheit oder in ihren Grundrechten 
o „ihrer Ansicht nach“ →subjektives Element, Perspektive der betroffenen Person relevant  
→muss dies wohl im Auskunftsbegehren glaubhaft darlegen, falls nicht offensichtlich
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Ausnahmen

• Art 86 Abs 2 AI Act:

„Absatz 1 gilt nicht für die Verwendung von KI-Systemen, bei denen sich 
Ausnahmen […] oder Beschränkungen […] aus dem Unionsrecht oder dem 
nationalen Recht […] ergeben.“

oBspw Geschäftsgeheimnisse

• Art 86 Abs 3 AI Act: 

„Dieser Artikel gilt nur insoweit, als das Recht gemäß Absatz 1 nicht anderweitig 
im Unionsrecht festgelegt ist.“

o Subsidiarität zur DSGVO?

Empfehlung: Im Zweifel die Anwendbarkeit von Art 86 AI Act annehmen!
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1) Eine klare und aussagekräftige Erläuterung;

✓ Allgemein verständlich, nachvollziehbar und nicht zu technisch →Dennoch 
Vollständigkeit! 

2) die wichtigsten Elemente der Entscheidungsfindung;

✓Wesentliche Entscheidungsgründe (zentrale Einflussfaktoren, „Vor-Entscheidungen“, 
Eingabedaten) 

✓ Gewichtung von Merkmalen 

✓ Auswirkungen der Entscheidung auf die betroffene Person → insbesondere rechtliche 
Auswirkungen

✓ Verarbeitungslogik: Systemprozess und grobe Operationsweise der 
Algorithmen/Modelle (keine detaillierte Darlegung des algorithmischen Codes und der 
Funktionsweise des Systems erforderlich!)

3) Die Rolle des KI-Systems im Entscheidungsprozess 

✓ Jeweilige Beiträge des KI-Systems zum Entscheidungsprozess (qualitative Beschreibung 
spezifischer Funktionen, zB Analyse von Daten, Vorselektionen etc.), impliziert auch 
Auskunft über menschlichen Beteiligungsgrad an Entscheidung und inwiefern etwaiger 
Korrekturspielraum genutzt wurde 

✓ (Quantitative) Maßgeblichkeit der Ausgaben des KI-Systems für Entscheidungsfindung

4) Empfehlung: weiterführende Informationen  

Inhalte der 
Erläuterung 
nach Art 86 
AI Act
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• ErwGr 93 → spricht an, dass auf Recht nach 
Art 86 hinzuweisen ist

o Keine Erwähnung in Art 86 selbst

o Empfehlung: iSe weiten Auslegung von 
Art 26 Abs 11 vorab darüber zu 
informieren (effet utile iSd 
Grundrechtsschutzes und Hervorhebung 
der Bedeutung von ErwGr durch EuGH)!

• Zeitpunkt der Information →Empfehlung: so 
früh wie möglich! 

o Bereits bei Datenerhebung oder zum 
Zeitpunkt des KI-Einsatzes

o Jedenfalls zusätzlich in der 
Entscheidungsmitteilung selbst 
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DSGVO: Automatisierte Entscheidungen
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• Automatisierte Entscheidungsfindungen / Profiling nach Art 22 DSGVO
o Betroffene Personen haben das Recht, nicht einer ausschließlich automatisierten 

Verarbeitung (einschließlich Profiling) unterworfen zu werden, die ihnen gegenüber 
rechtliche Wirkung entfaltet oder sie in ähnlicher Weise beeinträchtigt

o Verbotsnorm mit taxativen Erlaubnistatbeständen (zB ausdrückliche Einwilligung 
→fraglich im Arbeitskontext)

o Angemessene Garantien zum Schutz der Rechte der Person nach Art 22 Abs 3: Recht 
auf Darlegung des eigenen Standpunkts und Anfechtung der Entscheidung 

• EuGH-Urteil in Rs SCHUFA (07.12.2023, C-634/21): Eine „ausschließlich 
automatisierte Entscheidung“ liegt auch vor, wenn die Entscheidung maßgeblich 
von einer automatisierten Auswertung abhängt, selbst, wenn eine Person an der 
Entscheidung beteiligt ist.
o Bsp: Auch wenn ein Algorithmus nur einen Eignungswert für Bewerber*innen liefert, 

der dann ohne tiefere Prüfung übernommen wird, greift Art 22 DSGVO →beachte 
jedoch Ausnahme der Erforderlichkeit nach Art 22 Abs 2 lit a 



DSGVO: Auskunftsrecht

• Beinhaltet: Bestätigung über Verarbeitung personenbezogener 
Daten und Informationen über Verarbeitungszwecke, Empfänger, 
Beschwerderecht bei Aufsichtsbehörde etc.

• Aussagekräftige Informationen über involvierte Logik sowie die 
Tragweite und angestrebten Auswirkungen

• Involvierte Logik: Gegenstand vieler Diskussionen!
o nach Ansicht der DSB: Eingangsvariablen, Gewichtung und 

Zustandekommen der Parameter, Zuordnung der betroffenen 
Person zu Bewertungsergebnis, Aufzählung über Profilkategorien 

o Schlussanträge zum SCHUFA-Urteil: detaillierte Erläuterungen zur 
Methode der Berechnung des Score-Werts  

o Algorithmus selbst ist nicht zu beauskunften 

o Neue Erkenntnisse durch EuGH-Urteil in der Rs Dun & Bradstreet 
(27.02.2025, C-203/22)

o Maßgebliche Informationen zur Erreichung eines Ergebnisses

o Nachvollziehbarkeit, Rechteausübung, keine Algorithmen

o Geschäftsgeheimnisse: Interessenabwägung Behörde / Gericht 
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Fazit
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• Prinzip der Transparenz in beiden Rechtsakten von Anfang an zentral (vorgelagerte Informations- und 
Transparenzpflichten)

• Umfangreiche Informationsrechte von Betroffenen (bspw Beschäftigten) über automatisierte 
Verarbeitungen / Entscheidungsprozesse

• Stärkung der kollektiven Komponente durch frühzeitige Einbindung des Betriebsrats bei der Einführung 
von Hochrisiko-KI

• Ex post Auskunft / Erklärung in beiden Rechtsakten in individuellen Entscheidungsfindungsprozessen 
vorgesehen (Art 86 AI Act noch sehr vage →Konkretisierung und höchstgerichtliche Rsp abzuwarten)

• Datenschutzrechtliche Ansprüche gelten unabhängig vom AI Act (strittiges Verhältnis zwischen Art 86 AI 
Act und Art 15 Abs 1 lit h iVm Art 22 DSGVO)

• Beide Regelwerke verfolgen im Kern dasselbe Ziel: Erklärbare und nachvollziehbare Entscheidungen als 
Fundament für Fairness und Rechtsschutz im digitalen Zeitalter



Exkurs: 
Projekt „Aufklärung 4.0 
– Entscheidungen der KI 
als Mensch verstehen“ 

• Auftraggeber: Sozialministerium

• Laufzeit: 06/2024 – 04/2025 

• Ziel: Erarbeitung praxisrelevanter Leitlinien im Umgang mit Auskunftsanspruch nach Art 
86 AI Act für Konsument*innen und Wirtschaftsseite

• Schlüsseldokumente fertiggestellt und in Übersetzung (EN)

• Abschlussveranstaltung inkl. Pilotschulung Ende April

• Mehr Infos: https://researchinstitute.at/aufklaerung-4-0-projekt-kickoff-zu-art-86-ai-act/
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Vielen Dank!

Abonnieren Sie unseren Newsletter und 

besuchen Sie uns unter: www.researchinstitute.at
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Rechtliche Hinweise

Dieses Dokument dient als Präsentationsunterlage, erstellt und bearbeitet von den genannten Autor*innen

Copyright:

Die vorliegenden (elektronischen) Unterlagen wurden von den genannten Autor*innen entwickelt. Wir dürfen Sie daher bitten, das geistige Eigentum 

im Sinne des Urheberrechts zu respektieren. Auch die Vervielfältigung der Unterlagen und Dateien, die kein veröffentlichtes Werk darstellt, ist nicht 

gestattet. Ohne schriftliche Genehmigung durch die AutorInnen dürfen weder die Unterlagen selbst noch einzelne Informationen daraus reproduziert 

oder an Dritte weitergegeben werden.

Disclaimer:

Dieses Dokument wurde auf Basis jener Informationen erstellt, die den Autor*innen als für den Zweck des Dokuments relevant erschienen. Die 

Autor*innen übernehmen jedoch keine Haftung/Gewähr für Vollständigkeit und Richtigkeit der in diesem Dokument zur Verfügung gestellten 

Informationen. Die Angaben in diesem Dokument können von dem Empfänger nicht als Zusicherung oder Garantie verstanden werden. Die in diesem 

Dokument enthaltenen Informationen können sich im Laufe der Zeit verändern oder zum Übergabezeitpunkt bereits verändert haben. Technische 

Änderungen vorbehalten.

Kontakt: kontakt@researchinstitute.at
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